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Text 

Bereithaltung von Meldeunterlagen, Sozialversicherungsunterlagen und behördlicher 
Genehmigung 

§ 21. (1) Arbeitgeber mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat oder EWR-Staat oder der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft haben folgende Unterlagen am Arbeits(Einsatz)ort im Inland während des 
Entsendezeitraums bereitzuhalten oder diese dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer 
Form zugänglich zu machen: 

 1. Unterlagen über die Anmeldung des Arbeitnehmers zur Sozialversicherung 
(Sozialversicherungsdokument E 101 nach der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, oder 
Sozialversicherungsdokument A 1 nach der Verordnung (EG) Nr. 883/04 zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit), sofern für den entsandten Arbeitnehmer in Österreich keine 
Sozialversicherungspflicht besteht; kann der Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Erhebung durch 
Nachweise in deutscher oder englischer Sprache belegen, dass ihm die Erwirkung der 
Ausstellung dieser Dokumente durch den zuständigen Sozialversicherungsträger vor der 
Entsendung nicht möglich war, sind gleichwertige Unterlagen in deutscher oder englischer 
Sprache (Antrag auf Ausstellung des Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1 und 
Dokumente, aus denen sich ergibt, dass der Arbeitnehmer für die Dauer der Entsendung der 
ausländischen Sozialversicherung unterliegt) bereitzuhalten; 

 2. die Meldung gemäß § 19; 
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 3. die behördliche Genehmigung der Beschäftigung der entsandten Arbeitnehmer im Sitzstaat des 
Arbeitgebers gemäß § 19 Abs. 3 Z 11 oder Abs. 7 Z 8, sofern eine solche erforderlich ist. 

Bei innerhalb eines Arbeitstages wechselnden Arbeits(Einsatz)orten sind die erforderlichen Unterlagen 
am ersten Arbeits(Einsatz)ort bereitzuhalten oder in elektronischer Form zugänglich zu machen. Bei 
mobilen Arbeitnehmern im Transportbereich sind die vorgenannten Unterlagen bereits ab Einreise in das 
Bundesgebiet im Fahrzeug bereitzuhalten oder in elektronischer Form zugänglich zu machen. Ein 
Beschäftiger, der einen Arbeitnehmer zu einer Arbeitsleistung nach Österreich entsendet, gilt in Bezug 
auf die Verpflichtung nach dieser Bestimmung als Arbeitgeber. 

(2) Abweichend von Abs. 1 sind, ausgenommen im Fall eines mobilen Arbeitnehmers im 
Transportbereich, die Unterlagen im Inland bei 

 1. der in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 3 genannten Ansprechperson, oder 

 2. einer im Inland eingetragenen Zweigniederlassung, an der der ausländische Arbeitgeber seine 
Tätigkeit nicht nur gelegentlich ausübt, oder 

 3. einer inländischen selbständigen Tochtergesellschaft oder der inländischen Muttergesellschaft 
eines Konzerns im Sinne des § 15 AktG oder § 115 GmbHG oder 

 4. einem im Inland niedergelassenen berufsmäßigen Parteienvertreter im Sinne des 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 (WTBG), BGBl. I Nr. 137/2017, der 
Rechtsanwaltsordnung (RAO), RGBl. Nr. 96/1868 und der Notariatsordnung (NO), RGBl. 
Nr. 75/1871, 

bereitzuhalten oder unmittelbar an den in den Z 1 bis 4 genannten Orten und im Zeitpunkt der Erhebung 
in elektronischer Form zugänglich zu machen, sofern dies in der Meldung nach § 19 Abs. 3 Z 9 angeführt 
ist. Erfolgt die Erhebung des Amtes für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse außerhalb der Geschäftszeiten des berufsmäßigen Parteienvertreters, hat dieser nach 
Aufforderung durch das Amt für Betrugsbekämpfung oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse die Unterlagen bis zum Ablauf des zweitfolgenden Werktages zu übermitteln. Für die 
Übermittlung gebührt kein Ersatz der Aufwendungen. 

(3) Der Beschäftiger hat für jede überlassene Arbeitskraft für die Dauer der Überlassung folgende 
Unterlagen am Arbeits(Einsatz)ort im Inland bereitzuhalten oder diese dem Amt für Betrugsbekämpfung 
oder der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse unmittelbar vor Ort und im Zeitpunkt der Erhebung 
in elektronischer Form zugänglich zu machen: 

 1. Unterlagen über die Anmeldung der Arbeitskraft zur Sozialversicherung 
(Sozialversicherungsdokument E 101 oder A 1), sofern für die überlassene Arbeitskraft keine 
Sozialversicherungspflicht in Österreich besteht; kann der Überlasser zum Zeitpunkt der 
Erhebung durch Nachweise in deutscher oder englischer Sprache belegen, dass ihm die 
Erwirkung der Ausstellung dieser Dokumente durch den zuständigen Sozialversicherungsträger 
vor der Überlassung nicht möglich war, sind gleichwertige Unterlagen in deutscher oder 
englischer Sprache (Antrag auf Ausstellung des Sozialversicherungsdokuments E 101 oder A 1 
und Dokumente, aus denen sich ergibt, dass der Arbeitnehmer für die Dauer der Entsendung der 
ausländischen Sozialversicherung unterliegt) bereitzuhalten; 

 2. die Meldung gemäß § 19 Abs. 1 und 4; 

 3. die behördliche Genehmigung der Beschäftigung der überlassenen Arbeitskräfte im Sitzstaat des 
Überlassers gemäß § 19 Abs. 4 Z 10, sofern eine solche erforderlich ist. 

Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 
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